Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Antrag 

des Abgeordneten Dr. Knabe und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Maßnahmen zum Schutz der Yanomami-Indianer in Brasilien 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung soll sich mit allen ihr zur Verfügung stehen- 
den Mitteln gegenüber der brasilianischen Regierung dafür ein- 
setzen, daß den Yanomami-Indianem zu ihrem Recht auf ihr 
angestammtes, traditionelles Territorium verholfen wird und daß 
ihr Territorium wirksam gesichert und vor Bedrohungen geschützt 
wird. Sie soll sich in diesem Zusammenhang insbesondere dafür 
einsetzen, daß die Interessen der Yanomami gegen die auf ihrem 
Land befindlichen Goldsucher in Übereinstimmung mit der brasi- 
lianischen Rechtsprechung verteidigt werden. Dazu ist der üle- 
gale Aufenthalt der Goldsucher nicht nur in den Kemgebieten der 
Yanomami zu unterbinden, sondern in ihrer gesamten Region ein- 
schließlich der sogenannten Nationalwälder, wie es auch das 
brasüianische Bundesgericht in seiner Entscheidung vom 20. Ok- 
tober 1989 forderte. Darüber hinaus soll die Bundesregierung ihre 
Bereitschaft zeigen, den Schutz des Landes der Yanomami und 
ihrer physischen und kulturellen Integrität auch materiell zu 
unterstützen. 

Bonn, den 19. Januar 1990 

Dr. Knabe 

Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 


Begründung 

Die Yanomami in den brasüianischen Bundesländern Roraima 
und Amazonas stellen mit rund acht- bis zehntausend Ange- 
hörigen das zahlenmäßig größte Indianervolk des brasiliani- 
schen Amazonastieflandes dar, ein anderer Teü der Yanomami 
lebt in Venezuela. Obwohl seit vielen Jahren Forderungen nach 
der endgültigen Vermessung und rechtlichen Anerkennung des 
Yanomami-Landes erhoben werden, ist ihr Territorium in seiner 
vollständigen Ausdehnung immer noch umstritten und unge- 
sichert. Die Yanomami sind besonders betroffen von der brasilia- 
nischen Indianer-Politik, die die rechtlich vorgeschriebenen Aner- 
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kennungsverfahren außerordentlich langsam abwickelt und, auch 
an den Brennpunkten der Erschließung, erst einen kleinen Teil 
des Indianerlandes in Amazonien anerkannt hat. 

Seit Beginn eines Goldrausches in Roraima sind seit 1987 rund 
45 000 Goldsucher in das Yanomami-Land eingedrungen. Durch 
ihre Aktivitäten gefährden sie die Existenz der Indianer sowohl 
durch direkte gewalttätige Übergriffe, durch das Einschleppen 
auf die Indianer tödhch wirkender Krankheiten und auf andere 
Weise. Durch den Einsatz von Quecksilber in der Goldgewinnung 
belasten sie die Gewässersysteme und den Boden in der Region 
erheblich und gefährden auch dadurch die eingeborene Bevölke- 
rung. 

Seit Jahren fordern die Yanomami, brasilianische Menschen- 
rechtsorganisationen, Vertreter der brasilianischen Kirchen und 
auch Menschenrechtsorganisationen aus dem Ausland den um- 
fassenden und wirksamen Schutz des Yanomami-Landes. Das 
Europäische Parlament hat sich in seiner Entschließung zur Lage 
der Eingeborenen in der Welt vom 14. April 1988 ausdrücklich für 
den Schutz der Yanomami ausgesprochen und sich dabei auf die 
brasüianische Verfassung bezogen. Auch die Bundesregierung 
hat, wie sie in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage des Abgeord- 
neten Dr. Knabe und der Fraktion DIE GRÜNEN (Drucksache 
11/6036 vom 12. Dezember 1989) mitteilt, „wiederholt in Gesprä- 
chen mit brasilianischen Regierungsstellen ihre Besorgnis über 
die Situation der Yanomami ausgedrückt und unter anderem für 
eine effektive Umsetzung der die brasilianischen Indianer betref- 
fenden Artikel der neuen demokratischen Verfassung Brasiliens 
vom 5. Oktober 1988 plädiert". 

Im Januar 1990 begann die brasilianische Regierung mit Maßnah- 
men zur Umsetzung des genannten Gerichtsbeschlusses und zum 
Schutz der Yanomami. Doch wenige Stunden nach Beginn der 
Aktion zur Entfernung der Goldsucher aus dem Yanomami-Land 
verkündete Justizminister Ramos eine sogenannte Kompromiß- 
lösung, derzufolge die Goldsucher sich in den Nationalwäldern 
derselben Region niederlassen sollten. Diese Wälder werden auch 
von Yanomami beansprucht und sind Teil ihrer traditionellen 
Jagd- und Wandergebiete. Diese Entwicklung wurde von Vertre- 
tern der Organisationen zum Schutz der Indianerrechte mit großer 
Besorgnis verfolgt. Die den Goldsuchern vom Justizminister zuge- 
wiesenen Zonen befinden sich in bedrohlicher Nachbarschaft zum 
engeren Yanomami-Lebensraum. Außerdem würde kaum zu ver- 
hindern sein, daß die Goldsucher in ihre alten Schürfgebiete 
zurückkehren. Nach diesen Ereignissen wurde die Aktion zur 
Entfernung der Goldsucher nicht fortgesetzt, so daß sich weiterhin 
eine große Zahl von Goldsuchern illegal im Yanomami-Gebiet 
aufhält. 

Der brasilianische Generalstaatsanwalt Alvarenga erklärte 
Pressemeldungen zufolge das Kompromißabkommen für „null 
und nichtig". Es verstoße gegen die einschlägigen Justizurteile 
vom Oktober 1989. Deshalb leitete der brasüianische General- 
staatsanwalt juristische Schritte gegen den verantwortlichen Chef 
der Bundespolizei und gegen den Justizminister ein. 
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In der oben genannten Antwort der Bundesregierung auf eine 
Kleine Anfrage erklärt diese, daß sie ihr Engagement für die 
Yanomami „je nach Sachlage" fortführen will. Angesichts der 
aktuellen Situation, in der die brasilianische Regierung sich mit 
ihren Maßnahmen in Widerspruch ^ur gültigen Rechtsprechung 
und zu den Überlebensinteressen der Yanomami setzt, ist ein 
Engagement der Bundesregierung notwendig und legitim, um 
weitere, bedrohliche Gefahren bis hin zum Ethnozid von den 
Yanomami abzuwenden und ihnen endlich zu einer friedlichen, 
gesicherten Existenz innerhalb ihrer traditionellen Stammesgren- 
zen zu verhelfen. 
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